Für die Trennung von Kirche und Staat

NEIN zur „Pro Reli“-Kampagne
JungdemokratInnen / Junge Linke Berlin treten für eine konsequente Trennung von Kirche und Staat ein. dürfen nicht staatlich subventioniert werden – nicht bei der Eintreibung der Kirchensteuer, nicht bei innerkirchlichen Anliegen und erst recht nicht in ihrem Bestreben über den Religionsunterricht ihre schwindenden Mitgliederzahlen aufzubessern. Alle Initiativen, die den Einfluss von Religionsgemeinschaften egal welcher Couleur auf die Schule verstärken, lehnen wir ab. 

Wo Wahlfreiheit draufsteht, ist Zwang drin!

Die Kampagne  „Pro Reli“ will, dass SchülerInnen gezwungen werden, sich zwischen Ethik und einem neuen Wahlpflichtfach Religion zu entscheiden. Nach dem Schulgesetzentwurf von „Pro Reli“ würde die Wahlpflicht dazu führen, dass vor allem evangelische und katholische SchülerInnen „ihren“ konfessionellen Religionsunterricht besuchten und der Ethikunterricht für den „Rest“ übrig bliebe. Gerade die integrierende Funktion des Ethikunterrichts - weltanschauliche, religiöse und moralische Fragen gemeinsam zu klären – ginge dadurch verloren. 

Die von „Pro Reli“ geforderte Wahlfreiheit besteht bereits. Dass die Kampagne Gegenteiliges behauptet, ist Propaganda.

Religionsunterricht ist staatlich subventionierter Missionarismus.

Der Religionsunterricht ist im Grundgesetz festgeschrieben. In Berlin und Bremen gibt es eine (historisch bedingte) Ausnahmeklausel, die es den Ländern freistellt, ob sie Religionsunterricht anbieten oder nicht.

Der klassische Religionsunterricht in Deutschland besteht keineswegs in einem Wissensüberblick über „die Religionen“ - vielmehr werden konfessionelle Inhalte der beiden in Deutschland ansässigen christlichen Großkirchen vermittelt. Dabei wird der Religionsunterricht wie selbstverständlich vom Staat bezahlt und kostete z.B.im Jahr 2000:  1.372.032.000€.

Religionsunterricht ist Privatsache! Das Berliner Modell:

Seit März 2006 ist in Berlin „Ethik“ ein Pflichtfach für alle SchülerInnen. Es soll weltanschaulich neutral sein. Hier soll der Umgang mit gesellschaftlichen, ethischen und kulturellen Konflikten gelernt werden – auch die Lösungsansätze der Weltreligionen werden behandelt.

Wem dies nicht ausreicht, der/die kann zusätzlich noch den Unterricht verschiedener Weltanschauungsgemeinschaften, also auch den christlichen Religionsunterricht besuchen – dessen Lehrer auch in Berlin von den Kirchen bestellt und vom Staat bezahlt werden. Wer die wöchentlich zwei Stunden Religionsunterricht nicht besucht, hat frei. 

Pro Reli schränkt die Wahlfreiheit ein!

Das Bündnis Pro Reli will in einem Volksbegehren den christlichen Religionsunterricht in Berlin zu dem machen, was es in (fast) allen anderen Bundesländern ist – einem versetzungsrelevanten Pflichtfach mit Noten und Zensuren.

Offenbar sind die – maßgeblich hinter der Kampagne Pro Reli stehenden – Großkirchen durch sinkende Mitgliedszahlen so geschwächt, dass sie sich einen größeren Einfluss auf die Schule und die SchülerInnen zu verschaffen suchen. 

Wer von Wahlfreiheit redet, darf von Demokratie nicht schweigen! 

In einer Stadt, in der nur 30% der Bevölkerung den christlichen Kirchen angehören, ein Pflichtfach (christliche) Religion einzuführen – natürlich ohne die SchülerInnen zu fragen, das dann auch noch „Wahlfreiheit“ zu nennen, hat einen demagogischen Geruch und erinnert an unrühmliche Momente kirchlicher Geschichte.

Missionarismus raus aus der Schule - Reli zu Geschichte! 

Um nicht falsch verstanden zu werden - über die Inhalte von Religionen, die Organisation religiöser Einrichtungen und ihre historische und aktuelle gesellschaftliche Rolle aufzuklären halten wir gerade vor dem Hintergrund der unrühmlichen historischen Rolle der uns „prägenden“ christlichen Kultur für äußerst angebracht. Z.B. bietet sich hier der Geschichts- und Politikunterricht – eventuell auch der Ethikunterricht an. Letzterer darf  aber nicht zu einer Staatsbürgerkunde werden. Demokratie und Werte müssen schulisch erlebt werden - Lasst die SchülerInnen mit entscheiden! Entreißen wir dieses Schulfach der Kontrolle der Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften!

Religion raus aus der Politik – Kirchen raus aus dem Staat!

JungdemokratInnen/Junge Linke treten für die Trennung von Staat und Kirche ein. Das gilt auch für das Schulwesen. Wer Religionsunterricht will, soll diesen gerne haben, und zwar freiwillig, in der Freizeit, ohne Noten und nicht von allen SteuerzahlerInnen über den Staat finanziert.


Weder der Status von Religionsunterricht als „ordentliches Lehrfach“ noch die Bezahlung von ReligionslehrerInnen und deren Ausbildung an staatlich finanzierten theologischen Fakultäten ist für einen weltanschaulich neutralen Staat akzeptabel. 

Gerade weil wir für Glaubensfreiheit sind, treten wir gegen die Verknüpfungen zwischen Staat und Kirche ein. Die BRD sollte sich gänzlich aus den Glaubensfreuden ihrer BürgerInnen heraushalten - und diese weder diskriminieren, noch bevorteilen. Schließlich gehört zur Religionsfreiheit auch die Freiheit, sich zu keiner Religion zu bekennen. Daher lehnen wir auch eine gleichmäßige Subventionierung aller Religionen ab.

Religion ist Privatsache und nicht Staatsaufgabe!

Religionsgemeinschaften raus aus den Schulen!
Mehr Mitbestimmung für SchülerInnen!
Demokratische öffentliche Schulen für alle!

Und am 26. April? Für Pro Reli ein fettes NEIN!

